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Im Interesse der Bürger - 
Nein zur rot-grünen Rentenreform 

Der Deutsche Bundestag hat die Renten- 
reform von Bundesarbeitsminister Rie- 

ster am 26. Januar 2001 mit seiner rot-grü- 
nen Mehrheit verabschiedet. Die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion hat sich gegen die Ren- 
tenreform ausgesprochen und ihre Zustim- 
mung zu dem Gesetz verweigert. 

Das Nein ist uns nicht leicht gefallen. Die 
Union hat alles versucht, um mit der Koaliti- 
on gemeinsam zu einer vernünftigen und so- 
liden Lösung in der Rentenfrage zu kommen 
- im Interesse der Bürger. Doch die Bundes- 
regierung hat darauf bestanden, das Gesetz 
in der letzten Woche durchzupeitschen. Das 
konnten wir nicht hinnehmen. Die Reform ist 
jetzt mit erheblichen Mängeln behaftet: 
• die Rentenanpassungsformel ist willkür- 

lich und manipulierbar, 
• das Rentenniveau ist geschönt und in 

Wahrheit niedriger als angegeben, 
• der Beitragssatz von 22 % im Jahr 2030 

kann nicht gehalten werden, 
• die Frauen werden durch die Reform be- 

nachteiligt, 
• das Konzept der Förderung der privaten 

Alterssicherung ist mangelhaft umgesetzt, 
• die Pläne über die Besteuerung der Ren- 

ten werden zurückgehalten, 
• die Grundsicherung verstößt gegen den 

Grundsatz der Leistungsgerechtigkeit. 
Nachdem das Altersvermögensgesetz jetzt 

im Deutschen Bundestag verabschiedet wur- 

de, schließt sich voraussichtlich folgendes 
Verfahren im Bundesrat an: Die Koalition hat 
das Altersvermögensgesetz in ein zustim- 
mungsfreies und ein zustimmungspflichtiges 
Gesetz aufgeteilt. Das Einspruchsgesetz mit 
dennichtzustimmungspflichtigen Vorschrif- 
ten über die Rentenanpassung und die Hin- 
terbliebenensicherung wird voraussichtlich 
in der nächsten Sitzung des Bundesrates am 
16. Februar 2001 verabschiedet. Hinsichtlich 
des Zustimmungsgesetzes mit den Vorschrif- 
ten über die Förderung der zusätzlichen Al- 
terssicherung und die Grundsicherung wird 
wahrscheinlich der Vermittlungsausschuss 
angerufen. Das Zustimmungsgesetz könnte 
dann frühestens am 9. März 2001 im Bundes- 
rat verabschiedet werden. Dies wäre allerdings 
auch mit allen Stimmen der unionsgeführtefl 

Bundesländer nicht zu verhindern. 
Aufgabe der Union in den nächsten Wo- 

chen und Monaten wird es sein, in der Öf- 
fentlichkeit deutlich zu machen, warum die 
Rentenreform abgelehnt wurde. Gründe hier- 
für ergeben sich aus den beigefügten ArgU' 
mentationspapieren sowie aus meiner Rede 

zur Verabsch iedung des Altersvermögensge' 
setzes im Deutschen Bundestag. 

Mit freundlichen Grüßen 

Karl-Josef Laumann 
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Argumentationspapier mit Beispielen 
zur aktuellen Debatte über die Reform 

der Rentenversicherung 

Rentenformel, Beitragssatz, 
Rentenniveau 

Die Rentenpolitik der Bundesregierung 
,st eine einzige Flickschusterei. Ständig 
Wurden neue Vorschläge zur Rente vorge- 
ht, ständig das Konzept durch die Bundes- 
regierung nachgebessert. Sehr viele Fragen 
Reiben nach wie vor offen. Mit der Renten- 
Politik der Bundesregierung wurden die 
Menschen tief verunsichert. Von 1999 bis 
^003 gelten vier verschiedene Rentenan- 
Passungsformeln. Die jetzt verabschiede- 
e Rentenanpassungsformel ist völlig will- 
kürlich und manipulierbar. 

Beispiel: 
Der Ausgangswert „90 %" für die Ren- 
tenanpassung ist aus der Luft gegriffen 
und völlig willkürlich gewählt. Dieser 
Wert wurde, um den Beitragssatz zu 
halten, je nach Bedarf verändert. Das ist 
°en letzten Wochen viermal geschehen. 
Der VDR hat zunächst einen Wert von 
».75 %" ins Gespräch gebracht. Zwi- 
schenzeitlich hatte die SPD „90 %", 
dann wieder „85 %", und dann wieder 
""0 %" favorisiert. Weitere Manipula- 
1Qnen sind vorhersehbar. Beim demo- 

§raphischen Faktor, der sich dagegen 
al'ein an der Entwicklung der Lebens- 
haltung orientiert, wären solche Ma- 
'Pulationen nicht möglich gewesen. 

L 

Auch bei der Höhe des Rentenniveaus 
werden die Menschen getäuscht. Die an- 
gegebenen 67 % sind in Wahrheit nur 
64 % des Nettogehalts. Auch die Ge- 
werkschaften wurden hinter das Licht ge- 
führt. In der verabschiedeten Niveausi- 
cherungsklausel des § 154 SGB VI stehen 
eindeutig noch die 64 %. 

Selbst wenn die Niveausicherungsklau- 
sel - wie in dem Entschließungsantrag der 
SPD-Fraktion vom 26.1.2001 angekündigt 
- auf 67 % korrigiert werden sollte, bleibt 
das „reale" mit der Blüm-Reform ver- 
gleichbare Niveau bei 64 %. 

Damit liegt die Bundesregierung mit 
ihrem Rentenniveau unter dem, was Nor- 
bert Blüm mit seinem demographischen 
Faktor erreicht hätte. Das vergleichbare 
Rentenniveau lag bei Blüm bei über 65 % 
(Die von Blüm vorgesehenen 64 % sind 
nach der Umstellung der volkswirtschaftli- 
chen Gesamtrechnung mehr als 65 %). 

Getäuscht werden die Menschen auch 
beim Beitragssatz in der Rentenversiche- 
rung. Selbst der Vorsitzende des Sozial- 
beirats der Bundesregierung sagt, dass die 
22 % Beitragssatz bis zum Jahr 2030 nicht 
zu halten sind. Der Vorsitzende des Sozial- 
beirates attestiert der Bundesregierung, 
dass ihre Berechnungen nicht stimmen. Im- 
mer wieder legt die Bundesregierung neue 
Rentenkonzepte vor. 

Der Beitragssatz bleibt immer gleich, 
das Rentenniveau verändert sich ständig. 
Das ist nicht zu erklären. 
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Zusätzliche private 
Altersversicherung 

Zu begrüßen ist, dass der Aufbau der er- 
gänzenden privaten und betrieblichen Al- 
terssicherung staatlich fördert wird. Das 
wurde von der Union auch immer wieder ge- 
fordert. Die Bundesregierung setzt aller- 
dings diese gute Idee äußerst mangelhaft um. 
Sie hat nur Murks vorgelegt. Das hat kata- 
strophale Folgen. 

Die Förderung der zusätzlichen priva- 
ten Alterssicherung ist sozial völlig un- 
ausgewogen. 

Beispiel 1: 
Familien mit Kindern und Geringverdie- 
ner werden benachteiligt, Besserver- 
dienende werden bevorzugt. Die vorge- 
sehene Grundzulage und die Kinderzu- 
lage, die vor allem Geringverdienern und 
Familien mit Kindern zu gute kommen 
sollen, werden nicht regelmäßig ange- 
passt. Die 300 DM Grundzulage und die 
360 DM Kinderzulage sind in 30 Jahren 
aufgrund der Geldentwertung voraus- 
sichtlich nur noch weniger als die Hälfte 
wert. Die Obergrenze für die steuerliche 
Förderung für die Besserverdienenden 
wird dagegen dynamisiert. Besserver- 
dienende werden also bevorzugt. 

Beispiel 2: 
Selbst die SPD-Abgeordneten im Aus- 
schuss waren schockiert, als sie das 
gehört haben: Die Witwe, die die geför- 
derte Sparsumme von ihrem Mann vor 
Erreichen der Altersgrenze erbt, muss 
die Förderung an das Finanzamt zurück- 
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zahlen. Ein Alleinverdiener mit 2 Kin- 
dern, der 30 Jahre lang 2000 DM anspart, 
erhält vom Finanzamt eine jährliche Zu- 
lage von 1.020 DM. 980 DM muss er sel- 
ber einsetzen. Wenn er stirbt, wird die 
angesparte Summe an die Witwe ausge- 
zahlt. Die Frau muss dann aber die staat- 
liche Zulage in Höhe von ca. 30.000 DM 
wieder an das Finanzamt zurückzahlen. 
Da feiert der Wahnsinn Triumphe. 

Die Frauen werden von dem Förder- 
konzept erheblich benachteiligt. 

Beispiel: 
Gleiche Tarife für Männer und Frauen 
(Unisex) sind bei der geförderten zu- 
sätzlichen Alterssicherung nicht vor- 
gesehen, obwohl dies von der SPD 
zunächst angekündigt wurde. Frauen 
haben im Durchschnitt eine höhere Le- 
benserwartung als Männer. Die priva- 
te Versicherung verlangt daher von 
Frauen höhere Beiträge als von Män- 
nern. Frauen sollen aber keine höhere 
Förderung erhalten. Frauen bekom- 
men bei gleicher Sparleistung gerin- 
gere Erträge und haben im Alter we- 
niger Geld zur Verfügung. 

Die vorgesehene Förderung kann vofl 
vielen Menschen gar nicht in AnspruC"1 

genommen werden. 

Beispiel l: 
Schon abgeschlossene Versicherungsver- 
träge erfüllen praktisch nicht die vorge- 

J 



DOKUMENTATION ' 

sehenen Förderkriterien. Wer trotzdem 
die Förderung bekommen will, kann 
seinen alten Vertrag beitragsfrei stellen 
und einen neuen Vertrag abschließen. 
Und das zu den neuen Konditionen und 
evtl. mit neuen Abschlussgebühren. Vie- 
le Menschen müssen damit bei ihrer pri- 
vaten Vorsorge bei Null anfangen. 

Beispiel 2: 
Das Wohnen im eigenen Haus bedeutet 
im Altereine erhebliche finanzielle Ent- 
lastung. Deshalb wollen viele Menschen 
für die eigenen vier Wände sparen. Das 
'st bei dem Konzept der Bundesregie- 
rung nicht möglich. Die Immobilienför- 
derung ist faktisch ausgeschlossen. Ge- 
fördert werden nur diejenigen, die ihr ei- 
genes Haus an die Bank übertragen und 
dafür eine lebenslange Rente erhalten. 
Das ist für die Menschen aber völlig un- 
akzeptabel. Die Menschen wollen ihr 
Haus in der Regel vererben und ihren 
Kindern und Enkeln etwas hinterlassen. 
Diese Regelung ist typisch für das ver- 
murkste Gesetz der Bundesregierung. 

Das Förderkonzept ist ein bürokrati- 
sches Monstrum. 

Beispiel 1: 
Wenn man die Förderung erhalten will, 
muss man einen Katalog von zwölf Kri- 
terien erfüllen. Der Kriterien sind viel zu 
eng< kompliziert und bürokratisch. Die 
Regelungen zu Fördervoraussetzungen, 
^nlageformen und Mindesteigenbetei- 
'gungen überfordern die Bürger. Keiner 

b,1ckt mehr durch. Damit besteht die Ge- 

fahr, dass die Förderung nur unzurei- 
chend in Anspruch genommen wird. 

Beispiel 2: 
Es soll jetzt eine neue Zertifizierungs- 
stelle auf Bundesebene aufgebaut wer- 
den. Dort soll geprüft werden, obdie Pro- 
dukte die Förderkriterien erfüllen. Damit 
müssen in dieser Zertifizierungsstelle 
jetzt 1000 neue Stellen geschaffen wer- 
den. Hierdurch gibt es bei den Finanz- 
ämtern allerdings kaum eine Entlastung, 
weil dort weiterhin die Erfüllung der in- 
dividuellen Fördervoraussetzungen für 
die Antragsteller geprüft werden muss. 
Hierfür brauchen die Finanzämter 2000 
neue Mitarbeiter. Wären die Förderkri- 
terien offener und freier gestaltet, wie 
von der Union gefordert, bedürfte es kei- 
nes bürokratischen Monsters. 

Reform zu Lasten der Frauen 

Die Leidtragenden der Reform sind vor al- 
lem die Frauen. Die geringen Verbesserun- 
gen, die für die Frauen eingeführt wurden, 
werden durch die Einsparung bei der Hin- 
terbliebenenrente wieder aufgefressen. Es fin- 
det also nur eine Umverteilung innerhalb der 
Gruppe der Frauen statt. 

Nach jetzigem Recht werden Erwerbsein- 
kommen oder Sozialleistungen zu 40 % auf 
die Hinterbliebenenrente angerechnet. Ange- 
rechnet wird allerdings nur der Teil, dereinen 
bestimmten Freibetrag übersteigt. Bisher wur- 
de der Freibetrag regelmäßig der Lohnent- 
wicklung angepasst. Besonders brutal ist, 
dass die Freibeträge für Ehegatten bei der 
Hinterbliebenensicherung jetzt eingefro- 
ren werden. So wird die Hinterbliebenen- 
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rente Jahr für Jahr abgeschmolzen. Das be- 
deutet für die jüngeren Jahrgänge langfristig 
das Aus für die Hinterbliebenenrente (Nicht 
eingefroren werden die Freibeträge, wenn bei 
Inkrafttreten der Reform ineinerEheeinerder 
Partner das 40. Lebensjahr erreicht hat). 

Beispiel: 
Der Freibetrag von heute ca. 1.280 DM 
ist durch das Einfrieren bis zum J ahr 2030 
voraussichtlich nur noch weniger als die 
Hälfte - also nur noch ca. 600 DM - wert. 
Nimmt man z. B. eine Frau, die eine Hin- 
terbliebenenrente von 1000 DM und da- 
neben eine eigene Rente von 1.200 DM 
bekommt. Diese Frau hätte durch das 
Einfrierendes Freibetrages und die damit 
verbundene höhere Anrechnung ihrer ei- 
genen Rente nach heutigen Werten im 
Jahr 2030eine Hinterbliebenenrente von 
nur noch ca. 760 DM statt bisher 1.000 
DM. Das sind 240 DM weniger. Dazu 
kommt noch eine Rentenminderung durch 
die vorgesehene Absenkung der Hin- 
terbliebenenrente auf 55 % der Rente des 
Mannes, wenn keine Kinder erzogen 
wurden, und eine Minderung der Rente 
durch den neuen Kürzungsfaktor. Von 
den 1000 DM Hinterbliebenenrente 
bleiben nur noch ca. 630 DM übrig. 
Diese Frau muss also durch die Reform- 
maßnahmen auf einen großen Teil ihrer 
Hinterbliebenenrente verzichten. 

Hinzu kommt noch, dass jetzt Vermö- 
genseinkommen (Miete, Kapitaleinkünfte 
usw.) und nicht nur wie bisher Erwerbs- 
einkommen und Sozialleistungen auf die 
Hinterbliebenenrenten angerechnet wer- 
den. Dadurch werden die Menschen diskri- 
miniert, die sich neben ihrer Rente noch selber 
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etwas angespart haben, um sich den Lebens- 
standard im Alter etwas aufzubessern (Nicht 
angerechnet wird Einkommen, wenn bei In- 
krafttreten der Reform in einer Ehe einer der 
Partner das 40. Lebensjahr erreicht hat). 

Beispiel: 
Eine Frau erhält eine Hinterbliebenen- 
rente in Höhe von 1000 DM. Ihre eigene 
Rente beträgt 1.250 DM. Daneben hat sie 
Einnahmen aus der Vermietung ihrer 
Einliegerwohnung in Höhe von 600 DM, 
die bisher nicht auf die Hinterbliebenen- 
rente angerechnet wurden. Durch dieses 
neuerdings anzurechnende Einkommen 
würde sich ihre Hinterbliebenenrente um 
etwa 230 DM monatl ich auf 770 DM ver- 
ringern. Im Jahr 2030 würde wegen des 
eingefrorenen Freibetrags (siehe vorhe- 
riges Beispiel) die Hinterbliebenenrente 
sogar um 500 DM nach heutigen Werten 
gemindert. Dazu kommt noch die Ren- 
tenminderung durch die Absenkung der 
Hinterbliebenenrente, wenn keine Kin- 
der erzogen wurden, und die Minderung 
der Rente durch den Kürzungsfaktor. 
Von den 1000 DM Hinterbliebenen- 
rente bleiben im Jahr 2030 nach heu- 
tigen Werten nur ca. 400 DM übrig. 

Das vorgesehene Rentensplitting ist erfl 
unzumutbares Rentenroulette. Die Wahlmög' 
lichkeit zwischen Splitting der Anwart- 
schaften und der bisherigen abgeleitete»1 

Hinterbliebenenrente ist unzumutbar. 

Beispiel: 
Die Höhe der Rente ist davon abhän- 
gig, ob das Rentensplitting oder die tra- 
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ditionelle Hinterbliebenenrente gewählt 
wird. Die Wahl führt zu unterschied- 
lichen Ergebnissen, je nachdem, wel- 
cher Ehegatte zuerst stirbt. Die Ehegat- 
ten können also die für sie günstigere 
Wahl nur treffen, wenn Sie wissen, wer 
von ihnen überleben wird. Eine solche 
Entscheidung darf den Eheleuten aber 
nicht zugemutet werden. 

Viele Gruppen von Frauen können 
n'cht in den Genuss der im Gesetz vorge- 
sehenen Aufwertung von rentenrechtli- 
chen Zeiten von Frauen kommen. 

führen für die über 65-jährigen und die dau- 
erhaft Erwerbsgeminderten. Nachvollzieh- 
bar ist das für die Erwerbsgeminderten. 
Hier ist die Regelung durchaus sinnvoll. 
Nicht nachvollziehbar ist die Regelung al- 
lerdings für die über 65-jährigen. Das kann 
bedeuten, dass jemand, der nicht gearbeitet 
hat, im Alter genauso viel bekommt, wie 
derjenige, der langjährig in die Renten- 
versicherung eingezahlt hat. Das verletzt 
den Solidargedanken und den Grundsatz 
der Beitragsgerechtigkeit. Es gilt dann das 
Prinzip: Wer vorsorgt, wird versorgt, 
wer nicht vorsorgt, wird auch versorgt. 
Das ist nicht akzeptabel. 

Beispiel: 
Keine adäquate Verbesserung gibt es für 
Frauen, die Kinder vor 1992 geboren ha- 
ben. Für Elternteile, die z.B. als Allein- 
erziehende mit ihrem Einkommen über 
dem Durchschnittsentgelt liegen, wirkt 
sich diese Begünstigung nicht aus. Auch 
Mütter, die eine Versicherungspflichtige 
Erwerbstätigkeit erst nach Ablauf der 
Kinderberücksichtigungszeit aufnehmen, 
erhalten keine rentenrechtliche Verbes- 
serung. Müttermiteinem Kind, die nicht 
erwerbstätig sind, können von der Re- 
gelung auch nicht profitieren. 

Grundsicherung 

^te   Bundesregierung   will   eine   lei- 
ngsunabhängige Grundsicherung ein- 

Beispiel: 
Die Verkäuferin mit einem Bruttoein- 
kommen von 2.500 DM erhält nach 
45 Jahren eine Rente von 1.250 DM. 
Hierfür musste sie circa 140.000 DM 
Rentenversicherungsbeiträge zahlen, 
der Arbeitgeber noch einmal genauso 
viel. Die Grundsicherung im Alter 
kann durchaus über den 1.250 DM lie- 
gen (z.B. 550 DM Regelsatz, Wohn- 
geld 700 DM, pauschalierte einmalige 
Leistungen 85 DM, Beiträge zur GKV 
und Pflege). Derjenige, der gar nicht 
gearbeitet hat, kann jetzt mehr Geld be- 
kommen, als derjenige, der 45 Jahre ge- 
arbeitet hat (ohne zusätzliche Grundsi- 
cherung), ohne dass Rückgriff genom- 
men wird. Ungerecht ist das vor allem 
bei denen, die wohlhabende Kinder 
oder Eltern haben. Dafür haben die 
Menschen kein Verständnis. 
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DOKUMENTATION 

Rot-Grün muss mit dem Vorwurf leben: 
schlicht und ergreifend Rentenbetrug 

Ich möchte heute Morgen vier Gründe 
nennen und sie auch erläutern, warum 
CDU und CSU heute der Rentenreform 
der Bundesregierung und damit der Ren- 
tenreform von Rot-Grün nicht zustim- 
men können. Der erste Grund ist, dass bis- 
lang in der Sozialpolitik Übereinstim- 
niung darin herrschte, dass wir Vertrau- 
en für die Rentenversicherung brauchen. 
Wenn die Menschen Vertrauen in eine 
Rentenversicherung haben sollen, Herr 
Riester, dann brauchen sie eine verlässli- 
ehe Rentenformel. 

Es gibt einen ganz wichtigen Grundsatz 
der Rentenpolitik: Rentenformel ist Ver- 
lrauensformel. 

Die Menschen müssen wissen, nach wel- 
chen Spielregeln sich die Renten in unserem 
Land entwickeln. Seit 1957 haben wir eine 
unumstrittene Spielregel gehabt, nämlich 
die, dass sich Renten entwickeln wie Löhne 
-bis 1992 nach dem Bruttolohnprinzip, nach 
'992 nach dem Nettolohnprinzip. 

Herr Riester hat es, seit er Minister ist, al- 
ien Ernstes fertig gebracht, dass wir jedes 
•'ahreine andere Grundlage dafür haben, wie 
"enten erhöht werden. 

Das ist schlicht und ergreifend nichts an- 
deres als Rentenbetrug. Deswegen müssen 
^'e mit diesem Vorwurf auch leben. 

Ich weiß natürlich, dass man auf die zen- 
trale Herausforderung des Alterssiche- 
rungssystems in Deutschland, dass nämlich 
aie Menschen eine längere Lebenserwar- 
Ung haben, eine Antwort finden muss. 
wenn die Lebenserwartung jedes Jahr umei- 
nen Monat steigt, heißt das für die Renten- 
ersicherung, jeweils immer eine Monats- 
ente mehr zu zahlen. Sie wissen genauso gut 

1 

wie wir - das ist unter Fachleuten völlig un- 
strittig und war auch das Ergebnis der An- 
hörung Mitte Dezember im Ausschuss für 
Arbeit und Sozialordnung—, dass eine Ren- 
tenformel, die sich bei der Frage, wie sich 
Renten erhöhen, an der Lohnentwicklung 
und an der Verlängerung der Lebenserwar- 

AUS   DER 
BUNDESTAGSREDE 
VON   KARL-JOSEF 

LAUMANN  AM 
26.  JANUAR 

tung orientiert - die wir wiederum objektiv 
anhand der Sterbetafeln messen können -, 
eine korrekte und von der Politik nicht ma- 
nipulierbare Antwort auf dieses Problem ist. 

Diese Formel, die ich eben beschrieben 
habe, hat den politischen Begriff der demo- 
graphischen Formel bekommen. Diese de- 
mographische Formel haben Sie, Rot und 
Grün und Herr Riester zusammen mit seiner 
IG-Metall, zum zentralen Punkt der Ausein- 
andersetzung des letzten Bundestagswahl- 
kampfs über die Sozialpolitik gemacht. 

Sie haben damals gesagt, dass das daraus 
resultierende Rentenniveau nicht akzepta- 
bel und unanständig sei, und haben meinen 
Freund Norbert Blüm als Henker der Ren- 
tenversicherung beleidigt. 

Ihnen ist bis heute nichts Besseres einge- 
fallen, und jetzt verlangen Sie von CDU und 
CSU, einer politisch von Ihnen festgelegten 
Rentenformel zuzustimmen und unsere de- 
mographische Formel, die unangreifbar ist, 
die politisch nicht manipulierbar ist, die für 
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die Menschen verlässlich ist, zu verleugnen 
und gegen die demographiesichere Formel 
zu stimmen. 

Deswegen hat nicht die CDU/CSU den 
Rentenkonsens in diesem Land kaputtge- 
macht. Sie, Herr Riester, hätten den Renten- 
konsens mit CDU und CSU gehabt, wenn Sie 
sich zur demographischen Formel bekannt 
hätten. Das wäre die Voraussetzung im so- 
zialversicherungsrechtlichen Teil gewesen. 

Meine Damen und Herren, in Ihrem Ent- 
schließungsantrag - Bundestagsdrucksache 
14/5164 - lese ich jetzt Folgendes: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
einen Vorschlag zu unterbreiten, mit dem 
die in §154 Abs. 3 Nr. 2 SGB VI im Entwurf 
eines Altersvermögensergänzungsgeset- 
zes vorgesehene Niveausicherungsklausel 
von 64 auf 67 v. H. angehoben wird. 

Dieser Entschließungsantrag ist der Be- 
weis dafür, dass Sie noch wenige Stunden 
vor der Abstimmung über die Rentenreform 
nicht wussten, wie sich das Rentenniveau 
entwickelt, und dass Sie nach wie vor dabei 
sind, am Rentenniveau herumzutricksen. 

Solange Sie die Rentenformel politisch 
festlegen, können Sie diese Formel, wenn 
Sie wollen, jeden Tag wieder politisch so 
verändern, dass Sie mit Ihrem Getrickse über 
die Runden kommen. Wie Sie aber jetzt vor- 
gehen wollen angesichts dessen, dass Sie 
den Beitrag und das Rentenniveau fest- 
schreiben, daraufbin ich sehr gespannt. 

Dieser Entschließungsantrag bedeutet: 
SPD und Grüne haben sich entschieden, das 

Renteneintrittsalter über das 65. Lebensjahr 
hinaus zu erhöhen. Das ist nämlich die ein- 
zige Stellschraube, die Sie bislang nicht fest- 
gedreht haben. Das ist die Wahrheit. Sie wol- 
len, dass die Menschen bis 70 arbeiten. Das 
ist das Ergebnis dieses Antrages. 

Dass Sie dabei nicht den Vorschlag der 
Union aufgenommen haben, dass Men- 
schen, die 45 Jahre lang in die Rentenversi- 
cherung eingezahlt haben, anders behandelt 
werden, wenn sie 63 Jahre alt sind, als dieje- 
nigen, die sich erst im Alter von 30 Jahren 
bequemen, in die Rentenversicherung ein- 
zuzahlen, das entlarvt Ihr Denken, was das 
Heraufsetzen der Lebensarbeitszeit angeht. 

Es gibt weitere Gründe, warum wir die 
Rentenreform ablehnen. Was Sie im sozial- 
versicherungsrechtlichen Teil mit der Wit- 
wenrente, wie wir sie im Volksmund nen- 
nen, bzw. mit der Hinterbliebenenrente, wie 
wir Fachleute sagen, machen, das ist ein star- 
kes Stück. Ich bitte alle diejenigen in der 
SPD,derenMutternochlebt-vielleicht kön- 
nen sich die das vorstellen -, darüber nach- 
zudenken, was Sie den Müttern in diesem 
Land antun. 

Sie haben Folgendes gemacht: Wenn ei- 
ne Frau in ihrem Haus eine Einliegerwoh- 
nung vermietet und dafür 600 DM Miete be- 
kommt, wird ihr die nach dem Tode ihres 
Mannes zustehende Hinterbliebenenversor- 
gung um 240 DM gekürzt. Finden Sie das an- 
ständig? 

Voller Wortlaut der Rede: 
www. cducsu.bundestag.de 
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